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Beklagter und Revisionsheklmgtcrß

Der 9, Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 47„ Oktober 497# durch

Vorsitzenden Richter Dr° B a r e s e l ‚
Richter

Dr._ R e n n e r und Richter Dr„ W u l f h o r sit

sowie die ehrenamtlichen Richter Dr„ M a r tee n s
„.und' o o h n s e n

für Recht erkannt:

Das Urteil des Hessischen Lande5802ialgerichts
vom

12, Dezember 4975 wird aufgehoben° Der Rechtsstreit

wird zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an
das Lundessozialgericht zurückverwiescn.
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—Ler 1940 geborene Kläger bezog ursprünglich wegen Ver-

wundungsfolgen am linken Unterschenkel und Fuß, Innen—

ohrschwerhörigkeit rechts, Stecksplittern und Narben

nach dem Bundesversorgungsgesetz (BVG) eine Beschädigé

tenrente entsprechend einer Minderung der Erwerbsfähig—

keit (MdB) von 80 V.H. (Bescheid vom 9. September 1952).

Nachdem 1966 auf versorgungsärztlichen Rat der linke

Unterschenkel amputiert worden war, wurde dies als

Schädigungsfolge anerkannt, die MdB aber auf 70 V.H.

festgesetzt (Bescheid vom 7. September 1966). Der Wider-
spruch blieb erfolglos (Bescheid vom 5. April 4969). Im

anschließenden Gerichtsverfahren vor dem Sozialgericht

(SG) Frankfurt (Main) — S—■2/V—485/69 f machte der
{

hlägervu‚u. eine Verschlimmerung im Zustand des Ampu—

tationsstumpfes —
längcr'anhaltende Druck—, Blasen—

und Qnetschstellen sowie Ekzeme — geltend. In einem

‘em 8. Februar 1971 erstatteten versorgungsärztlichen

Gutachten kam der Facharzt für Chirurgie Dr. Hä■üli

zu dem Ergebnis, die Stumpfverhältnisse hätten sich.
nicht verschlimmert. Aufgrund dieses Gutachtens und

eines versorgungsärztlichen Gutachtens der_Nerven—

fuchärztin Dr. Schi■ä■ stellte das Versorgungsamt

(VersorgA) durch Bescheid vom 12‚ August 4971 fest,

am Stumpf sei keine wesentliche Änderung eingetreten
und bezeichnete mit Bescheid vom

45. August 4974 die

Schädigungsfolgen neu unter Geüährung einer Rente nach

einer MdB von 80 V„H.‚ weil sich die Armverhältnisse

verschlechtert hätten. Der Kläger betonte demgegenüber7
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die Irothes e scheuere und drücke. Er stellte vor dem SG

am 46„ Juni W972 einen Neufeststellungsantreg unter Hin—

weis exuf sein Vorbringen in dies em Verfahren° Nachdem sich

der Beklagte bereit erklärt hatte7 darüber zu entscheiden‚

nahm der Kläger seine Klgge zurück. Entsprechend einem

Gutachten des Facherztes Dr. Sch;;■ä■■_vom 4„ September

4972 lehnte das VersorgA eine Neufeststellung ab, weil

sich dié'Hörstörungen nicht verschlimmert hätten; zusätz—

lich anerkannte es Steeksplitter; in der rechten GesiehM

seite (Bescheid vom 26° September 4972)„ Der Wide‘spruch,

zu dem der Kläger u°a„ vertrug, er müsse über Dreiviertel

Zeit mit Krücken laufen, blieb erfolglos (Bescheid

vom 4° Dezember 1972)„ Zur Begründung der dagegen gerich—

teten Klage, mit der der Kläger wegen der Verschlimmerung

der anerkannten Schädigungsfolgen und wegen besonderen

beruflichen Betrof fense ins eine Rente‚nach einer M63 von
100 V.H„ begehrte, betonte er u„a„ eine Verschlechterung

im Zustand der Stumpfverhältnisse‚ die ihn auf M nge Zeit

z*m
Gehen ohne Prothese zwängen; er reichte dazu Be—l‚

seheinigungen des Orthopädie—Betriebes KTÜEÜA/SQIQ vom
?‚ Februar 1975.und 24, h3i 4975 ein° Das SG wies die

‘hlege ab (Urteil vom 28„ Mai 4975). Mit de r Berufung

legte der Kläger ein Attest der Ärztin Dr° PL??? vom
23 M:i 1975 über ein Druckges chwür am Amnutitionsstumef

V r° Das Landes sozia lgericht (LSG) hat die Ber-ufung als
unzulässig verxzorf en (Urteil vom 12 Dezember 4975) Die
Berufung, die einen höhe ren Grad der MdB und eine Neu—

ieststellung wegen Änderung der Verhältnisse betreffe,

hit es als nach 5 448 Nr° 5 Sozialgerichtsgesetz (SGS)

ausgeschlossen beurteilt„Ausnahmetatbestände dieser Ver—

schrift {MdB für eine Grundrente oder Schwerbesehädigten—

eigensehuft) seien ebensowenig gegeben wie die Voraus—

setzungen des ; 150 Nr. 5 SGG (Streit um den ursächlichen

Zusgmnenneng einer Gesundheit3störung mit einer Schädigung
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i.S„ des BVG). Die Berufung sei auch nicht nach 5 450
Nr. 2 SGG zulässig, weil ein vom Kläger gerügter wesent—

licher Mangel des erstinstanzlichen Verfahrens nicht

vorliego. Das SG habe sein Beweiswürdigungsrecht bei

der Wertung des hals—nasen—ohrenärztlichen Gutachtens

von Dr. Schr T■■l.nicht verletzt; es habe sich auch

nicht gedrängt fühlen müssen, weiteren Beweis über den
Zustand der Schwerhörigkeit zu erheben. Mit dem Attest

der Ärztin Lr. Pij ; könne der Kläger keine Verfahrens—

rüge begründen, weil es aus der Zeit nach der Entschei—

dung des SG stamme.

Dem Kläger, der Revision gegen das Urteil eingelegt hat,

ist Niedereinset2ung in den vorigen Stand wegen Versäumnis

der Revisionsbegründungsfrist gewährt worden.Er rügt mit

der nicht zugela33enen Revision als wesentlichen Ver—

fahrensmangel eine Verlet2ung des S 450 Nrn. 2 und 5
SGG. Das Gericht hätte seinem Vortrag nachgehen müssen,

den er durch die Vorlage von zwei Bescheinigungen von
Orthopädie—Mechanikcrn glaubhaft gemacht habe, daß seine

postoperativen Beschwerden erheblich zugenommen hätten.

Es hätte ihn nicht damit überraschendürfen, daßes der;
artige Bescheinigungen nicht anerkenne,-sondern hätte

dem Kläger aufgeben müSSen, eine entsprechende ärztliche

Bescheinigung beizubringen,oder hätte eine solche selbst

einholen müssen. Außerdem hätten die Vorderrichter das

besondere berufliche Betroffensein, das durch Kündigung

des Anstellungsverhältnisses beim Finanzamt 0t:3:3:11
eingetreten sei, berücksichtigen müssen.

Der Kläger beantragt,

das angefochtene Urteil aufzuheben und den_

Rechtsstreit zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das LSG zurückzuverweisen.
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Bor Beklagte beantragt‚

die Revision als unzulässig zu verwerfen.

Er hält einen Verfehrensmengel nicht für gegeben.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne.

mündliche Verhandlung einverstanden erklärt.

II

Die form— und fristgerecht eingelegte Revision ist statt—

h1ft‚ weil wenigstens eine der Verfahrensrügen durch—

greift (53 164, 166, 162 Abs.1 Nr. 2 SGG; BSG 1‚ 150).

Das Rechtsmittel ist auch insoweit erfolgreich, als der

Rechtsstreit unter Aufhebung des angefochtenen Urteils

an das LSG zurückzuverweison ist,

Mit der Revisionsbegründung, & 150 Nr. 2 SGG sei verletzt,

rügtider Kläger noch hinreichend deutlich als wesentlichen

Verfahrénsmangel, das LSG hätte die Berufung als zulässig

behandeln müssen. Diese Verfahrensrüge ist erfolgreich;

”es LSG hätte ein Sachurteil erlassen müssen, statt die

Berufung als unzulässig zu verwerfen (BSG 1, 285, 286 f).

f“

Die Berufung war nach der zutreffenden Auffassung des LSG

gemäß 3 148 Nr. 5 SGG ausgeschlossen; dies bennstsndet

die Revision auch nicht. Im Gegensatz zur Auffassung des

LSG war die Berufung aber nach 3 150 Nr. 2 SGG zulässig,

weil der Kläger in Berufungsverfahren noch genügend er—

kennbar einen wesentlichen Mangel im Verfahren des SG

’gerügt hatte, wobei es auf die strengen Formerfordernisse

des 3 164 Abs. 2 Satz 2 SGG nicht ankam (BSG SozR Nr. 51

zu 3 150 SGG), und weil auf einem solchen Verfahrens—

—16
_
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fehler das Urteil des SG beruhte. Dies hat die Revision

zu Recht geltend gemacht; wenn sie dem "Gericht" Ver—

fahrensfehler anlastet, so ist damit im Zusammenhang mit

der vorhusgegangenen Anführung des & 150\SGG das Ver—

fahren des SG gemeint. Der Kläger beschrieb in den als

Berufungsbegründung anzusehehden Schreiben vom 22.3uni

1975, 2. Juli 4975, 4‚ August 1975 und 2. Oktober_197ö
erneut seine ungünstigen Stumpfverhdltnisse, dies war

im Zusammenhang mit dem auf eine Verschlimmerung abge—
stéllten Prozeßantrag, mit dem nachgereichten Attest

der Ärztin Dr. P 1115 mit dem Hinweis auf die nicht be—
rüeksiehtigten Bescheinigungen des Orthopädie—Betriebes

& ÜTÜT78 11 und auf die 0ffizialmaxihe sowie mit dem

Vorwurf, des SG habe “klar vorgetragene Tatsachen“ miß—

achtet und hätte selbst ärztliche ”Nachweise“ einholen.-

müssen, dahin zu verstehen, daß das SG Näheres über

eine Verschlimmerung der Stumpfverhältnisse hätte auf—

klären müssen. Diese Verpflichtung
zur Sachaufklärung_

von Amts wegen {& 405 SGG) hatte in der Tat das SG ver—
letzt. Die wiederholten Beschreibungen der Stumpfbe—

sehwerden durch den Kläger (Schreiben vom 24. Oktober

■972, 1‚ März 19?5 und 7. April 1975 sowie Erklärung

ter dem SG am 28. Mai 4975) und die Bescheinigungen
Ges Orthopädie—Betriebes‘KLZJÜL/S;Ißm■ußten dem SG_

eine Beweiserhebung darüber aufdrängen, ob sich die
Stumpfverhältnisse gegenüber dem Zustand, von dem das

VersergA im letzten reehtsverbindlichen Be3cheid vom
‚42. August 1974 ausging, d.h. so wie im chirurgischen

Gutachten von Dr. Hq3131......vom 8. Februar 1971 beschrie—

ben, nachträglich wesentlich verschlimmert hatten, ob

sie in der Zeit ab Antragsmonat —Juni 4972 —das Aus—
maß von wechselnden Beschwerden, die durch die übliche
heß bei Amputationen berücksichtigt sind, überschritten

und ob die Änderung über eine hinreichend lange Zeit

-’7-
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derart War, daß sie eine Neufeststellung‘nach ; 62 BVG
gebotl Die Bescheinigungen des Orthopädie—Unternehmens

durfte das SG nicht schlechthin als ungeeignete Beweis—

mittel bewerten; es hätte vielmehr deren Inhalt allen—

falls durch ärztliche Befundberichte als widerlegt an—

sehen können„ Auf den Zustand zur Zeit der Untersuchung

durch Dr. Bij■■■ durfte das SG nicht abheben, weil der

Kläger gerade eine nachträgliche Verschlimmerung behauptet

hatte„ Allein der Bericht des Dr° H Ii1113 vom 45‚ Februar

4972 für das Arbeitsamt Offenbach schloß eine Verschlimme—

rung in der Zeit bis zur Entscheidung des SG vom 28. Mai

W975 nicht aus, zumal in der Bescheinigung des Orthopädie—

Betriebes vom 24. Mai 4975 "soeben“ entstandene schmerz—

hafte Blasen an der Stumpfschnittfläche beschrieben wurden.

Die Suchaufklärung mußte sich dem SG um so mehr aufdräna

gen, als der Kläger sich mit der Herbeiziehung von Be—

richten der behandelnden Ärzte einverstanden erklärt und
im Schriftsatz

V0m 4. März 4975 ausdrücklich eine chirur—

gische Begutachtung angeregt hatte„ Damit hatte er in dem

ihm obliegenden und möglichen Umfang alle Voraussetzungen

für die erforderliche Sachaufklärung geschaffen„ Im ein—

zelnen hätte das se die behandelndenÄrzte über die fest—
gestellten Befunde genau befragen und eventuell ein fach—

arztliches Gutachten einholen müssen° Dies alles hat das

SG außer acht gelassen oder unterlassen; es hat anscheinend

übe‘sehen, daß der Kläger seinen Antrag u.a„ auf eine

Verschlimmerung im Stumpfzustand gestützt hatte° Die Ver-

fahrensrüge hätte im Berufungsverfahren der Vorsitzende

im Falle einer Unklarheit durch eine Rückfragc nach 3 106

Abs° 2 SGG als solche erkennen können° Das LSG hat aber

in den Entscheidungsgründen das Vorbringen des Klägers

über eine Verschlimmerung der Amputationsfolgen überhaupt

nicht beachtet" Die Rüge nach 3 150 Nr„ 2 SGG war und ist

_ 8 _
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auch begründet; möglicherweise hätten das SG und das LSG

nach der gebotenen Sachaufklärung zugunsten des Klägers

entschieden.

Da die erforderlichen Tatsachen vom LSG noch festgestellt
werden müssen, ist das Urteil aufzuheben und die Sache

„an das "Berufungs 88T10Yf© zur neuen ‘\7er‘nanölung um“; Ent—

scheidung zurückzuverWeisen ($ 170 Abs. 2 Satz 2 SGG).

Das LSG hat auch über die Kosten des Revisionsverfahrens

zu entscheiden.
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